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95 . Verordnung: Abänderung der Verordnung über die Feststellung des Ausmaßes der ver-
änderlichen Werte und einiger fester Beträge aus dem Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetz und dem Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetz für das Kalenderjahr 1970

96. Verordnung: 2. Zentralbesoldungsamtverordnung
97. Verordnung: Scheidemünzen zu 50 Schilling „300 Jahre Universität Innsbruck"
98. Verordnung: Scheidemünzen zu 25 Schilling „100. Geburtstag Franz Lehár's"
99. Verordnung: Allgemeine Geschwindigkeitsbeschränkung im Straßenverkehr anläßlich der

Osterfeiertage 1970
1 0 0 . Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 21/1969 des Rates der Europäischen Frei-

handelsassoziation
1 0 1 . Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 13/1969 des Gemeinsamen Rates, gefaßt

auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung einer Assoziierung zwischen
den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandelsassoziation und der Repu-
blik Finnland

9 5 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 24. Feber 1970,
mit der die Verordnung vom 3. Juli 1969,
BGBl. Nr. 247, über die Feststellung des
Ausmaßes der veränderlichen Werte und
einiger fester Beträge aus dem Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz und dem Gewerb-
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungs-
gesetz für das Kalenderjahr 1970 abgeändert

wird
Auf Grund des § 32 f des Gewerblichen Selb-

ständigen-Pensionsversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 292/1957, in der Fassung des Pensionsanpas-
sungsgesetzes, BGBl. Nr. 96/1965, wird ver-
ordnet:

Die Verordnung vom 3. Juli 1969, BGBl.
Nr. 247, über die Feststellung des Ausmaßes der
veränderlichen Werte und einiger fester Beträge
aus dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz
und dem Gewerblichen Selbständigen-Pensions-
versicherungsgesetz für das Kalenderjahr 1970,
wird abgeändert wie folgt:

1. Im Art. V hat der Eingang zu lauten:
„Die Beträge, die für das Kalenderjahr 1970

an die Stelle im Gewerblichen Selbständigen-
Pensionsversicherungsgesetz genannter fester Be-
träge treten, werden unter Zugrundelegung der
in der Verordnung vom 17. Juli 1968, BGBl.
Nr. 310, bzw. im Art. I Z. 7 lit. b des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 447/1969 (18. Novelle zum
GSPVG.) angeführten Beträge wie folgt festge-
stellt:"

2. Im Art. V Z. 1 ist der Betrag von 833 S
durch den Betrag von 1001 S zu ersetzen.

Rehor

9 6 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 24. Feber 1970, betreffend die
Übertragung der Buchhaltungsaufgaben der
anweisenden Stelle „Österreichisches Post-
sparkassenamt" an das Zentralbesoldungs-
amt (2. Zentralbesoldungsamtverordnung)

Auf Grund des § 4 des Bundesgesetzes vom
15. Juli 1964, BGBl. Nr. 186, über das Zentral-
besoldungsamt wird verordnet:

Die Buchhaltungsaufgaben der anweisenden
Stelle „Österreichisches Postsparkassenamt" hat
ab dem Finanzjahr 1970 zur Gänze das Zentral-
besoldungsamt zu besorgen.

Koren

9 7 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 26. Feber 1970, betreffend die

Scheidemünzen zu 50 Schilling
„300 Jahre Universität Innsbruck"

Auf Grund des § 1 des Scheidemünzengesetzes
1963, BGBl. Nr. 178, werden die Zusammen-
setzung, die Ausmaße und die Ausstattung der
Scheidemünzen zu 50 Schilling, die anläßlich der
Feierlichkeiten zum 300jährigen Bestands-
jubiläum der Universität Innsbruck ab 23. März
1970 ausgegeben werden, wie folgt bestimmt:
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§ 1. Die Münze ist aus einer Legierung von
900 Tausendteilen Silber und 100 Tausendteilen
Kupfer herzustellen. Ihr Durchmesser hat
34 mm, ihr Rauhgewicht 20 g, ihr Feingehalt
18 g Feinsilber zu betragen. Abweichungen
dürfen im Feingehalt 5/1000 und im Rauhgewicht
10/1000 nicht übersteigen.

§ 2. Für die äußere Gestalt der Münze sind
die Abbildung und folgende Bestimmungen maß-
gebend:

Die eine Seite der Münze hat das Siegel der
Universität Innsbruck, umgeben von der Um-

schrift „Universität Innsbruck" und der Jahres-
zahl „1970" zu zeigen.

Die andere Seite hat in der Mitte die Zahl
„50", darunter das Wort „Schilling", ferner in
kreisförmiger Reihung das Bundeswappen und
die Wappen der neun Bundesländer sowie die
Umschrift „Republik Österreich" zu zeigen.
Beide Seiten sind mit einer erhöhten Randleiste
zu umrahmen. Der Rand der Münze ist glatt zu
gestalten und hat die vertiefte Inschrift
„Fuenfzig Schilling" zu tragen.

Koren

9 8 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 26. Feber 1970, betreffend die

Scheidemünzen zu 25 Schilling
„100. Geburtstag Franz Lehár's"

Auf Grund des § 1 des Scheidemünzengesetzes
1963, BGBl. Nr. 178, werden die Zusammen-
setzung, die Ausmaße und Ausstattung der
Scheidemünzen zu 25 Schilling, die zum Geden-
ken an den 100. Geburtstag Franz Lehár's ab
28. April 1970 ausgegeben werden, wie folgt be-
stimmt:

§ 1. Die Münze ist aus einer Legierung von
800 Tausendteilen Silber und 200 Tausendteilen
Kupfer herzustellen. Ihr Durchmesser hat
30 mm, ihr Rauhgewicht 13 g, ihr Feingehalt
10'4 g Feinsilber zu betragen. Abweichungen
dürfen im Feingehalt 5/1000 und im Rauhgewicht
10/1000 nicht übersteigen.

§ 2. Für die äußere Gestalt der Münze sind die
Abbildung und folgende Bestimmungen maß-
gebend:

Die eine Seite der Münze hat das Kopfbild
des Komponisten Franz Lehar im Profil, um-
geben von der Umschrift „Franz Lehár" und den
Jahreszahlen „1870" und „1948" sowie die seit-
lich angebrachte Jahreszahl „1970" zu zeigen.

Die andere Seite der Münze hat in der Mitte
die Zahl „25", darunter das Wort „Schilling",
ferner in kreisförmiger Reihung das Bundes-
wappen und die Wappen der neun Bundesländer
sowie die Umschrift „Republik Österreich" zu
zeigen. Beide Seiten sind mit einer erhöhten
Randleiste zu umrahmen. Der Rand der Münze
ist glatt zu gestalten und hat die vertiefte In-
schrift „Fünfundzwanzig Schilling" zu tragen.

Koren
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9 9 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 9. März
1970 über eine allgemeine Geschwindigkeits-
beschränkung im Straßenverkehr anläßlich

der Osterfeiertage 1970

Auf Grund des § 20 Abs. 3 der Straßenver-
kehrsordnung 1960, BGBl. Nr. 159, wird ver-
ordnet:

§ 1. In der Zeit von Freitag, dem 27. März
1970, 6 Uhr, bis Montag, dem 30. März 1970,

24 Uhr, dürfen die Lenker von Fahrzeugen auf
allen Straßen — ausgenommen auf Auto-
bahnen — nicht schneller als 100 km/h fahren.

§ 2. Rechtsvorschriften, mit denen eine ge-
ringere als die im § 1 angeführte Fahrgeschwin-
digkeit verfügt wird, bleiben unberührt.

Mitterer

1 0 0 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 25. Feber 1970, womit der Beschluß Nr. 21/
1969 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Überein-
kommens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation (BGBl. Nr. 100/1960,

in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 77/1970), verlautbart wird

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

EFTA/DC 21/69

BESCHLUSS DES RATES Nr. 21/1969

(In der 38. gemeinsamen Sitzung am 18. De-
zember 1969 gefaßt)

SENKUNG DER PORTUGIESISCHEN EIN-
FUHRZÖLLE GEMÄSS DES ANHANGES G

ABSATZ 4 lit. b

DER RAT hat,

gestützt auf Absatz 4 lit. b des Anhanges G
des Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:

1. Von jedem der folgenden Daten an — vor-
behaltlich jener Änderungen zu denen vom Rat
die Ermächtigung erteilt wird — erhebt Portugal
auf keine der unter Absatz 2 des Anhanges G
des Übereinkommens fallenden Waren Einfuhr-
zölle, die höher sind als der für das jeweilige
Datum angegebene Prozentsatz des Ausgangs-
zolles:

2. Nach dem 31. Dezember 1979 erhebt Portu-
gal auf diese Waren keine Einfuhrzölle.

3. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

Klaus
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1 0 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 25. Feber 1970, womit der Beschluß Nr. 13/
1969 des Gemeinsamen Rates, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung einer
Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandelsassoziation und der
Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 76/

1970), verlautbart wird

(Übersetzung)
FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 13/69

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 13/1969

(In der 38. gemeinsamen Sitzung am 18. De-
zember 1969 gefaßt)

SENKUNG DER PORTUGIESISCHEN EIN-
FUHRZÖLLE GEMÄSS DES ANHANGES G

ABSATZ 4 lit. b

DER GEMEINSAME RAT hat,
gestützt auf den Beschluß des Rates Nr. 21/

1969, 1)
gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Assoziie-

rungs-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:
1. Der Ratsbeschluß Nr. 21/1969 1) ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen zwi-
schen Finnland und den anderen Parteien des
Assoziierungs-Übereinkommens anzuwenden.

2. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

1) Der Beschluß Nr. 21/1969 des Rates der Euro-
päischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl.
Nr. 100/1970 verlautbart.

Klaus


